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$raîtifd?e 2(mt>cnèuna
5er tôegenftvom *Apparate.

SJJiitgeteilt non Atunjinger & Sie., Qüridj.

Sßir brachten cor furzem eine Vefdjreibung bet
©egenftrom Apparate, rote foldje für Söarmroafferbe»
reitung bei Vabeanftalten Verroenbung finben unb han»
belte el fid) babei um Bereitung größerer SBaffermengen.
3lun laffen fief) biefe Apparate aber' auci) für einzelne
3apffteßen oerroenben unb tritt ba gerabe ißr öffentlicher

-'V-

waüBWWjaSafîiïasSïl!®;,,

Vorzug beroor. 3Bo immer ©ampf in nieberer ober

höherer Spannung oorlfanben ift, taffen fich biefe Appa»
rate birett aufstießen unb ift el nicE)t erforbertid), eigene

Sßafferoorräte ju fchaffen. Tie! ift befonberl bann

wünfchenlroert, roenn bieVebarflfteßen für manne! SBaffer
getrennt non einanber liegen, ©ine febr <i)arafteriftifcf)e
©arfießung einer praïlifdien Verwenbbarl'eit ber ©egen»

ftromapparate bürfte in beiftebenber Abbilbung barge»

fteflt fein. ©I ift biel eine ArbeitenSSafcbzeße» welche

gleichzeitig Vabe» unb Vraufetaum barfteßt. ©ie 3sKe

ift mit einer gußmulbe oerfeben, welche zu Steinigung!»
bäbern bient. ferner ift ein ßtipproafdjbecten unterge»
bracht, to etches roir auch oor furzem naher befdfrieben

haben, gür ba! Vraufebab ift ein ©egenftrom»Apparat
aufgefteßt, welcher bal SBarmroaffer für Vraufebab unb
2Baf<hbecfen liefert, ©er fjterfür oerwenbete Apparat
befißt eine große Stegulierfäbigfeit, weldje ein Serbrüben
bei Vabenben ooßfommen aulfdßießt. igte finb fomoßl
bei gleicbbteibenbem roie auch bei roechfelnbem ®ampf»
bruef in ber Sieferung non roarmem ^Baffer fonftant
unb ift bie fîonfirufiion fo, baß ein Oeffnen bei ©ampf»
nentitel aßein nicht möglich ift. gür Vabezwede met»
ben bie Ventile übrigen! meift fo eir.regutiert, baß eine

höhere Temperatur bei Vabewafferl atl roie 40° C aul»
gefchtoffen ift.

Tiefe Apparate haben aber aucE) noch mefenttiche
Vorteile gegenüber gewöhnlichen Sftifchoentiten, roenn
©ampf §ur SBaffererroarmung oerroenbet werben foß.
@1 ift aulgefdfloffen, baß ©ampf in bal Vabewaffer
eintritt, welcher in gotm oon ©ampfblälchen auf beti
Vabenben ftrömt. gerner tjaftet bem ©ampf immer
ein eigentümlicher ©eruch an, welcher ftet} bem Vabe»

roaffer mitteilt. 9öenn Sftineralwaffer zn Vabezroecfen
oerwenbet werben, fo gibt el rtic£)t§ befferel zn ihrer
©rroärmung, all biefe Apparate, ba feinerlei SJtifchung
biefer SBäffer mit bem ©ampf eintritt. A. R.

Das retnfcierte ©Bligationenircdjt.
Den Sauifuertrag.

An biefem Vertrag finb namenttich bie Arbeiter unb
Arbeitgeber intereffiert. So burch ben Art. 322 ber ben

Tarifoertrag neu regelt :

„®urch Vertrag non Arbeitgebern ober Arbeitgeber»
oereinigungen mit Arbeitern ober Arbeiteroereinigungen
tonnen beftimmte Vorgriffen für bie ©ienftoerhättniffe
ber beteiligten Arbeitgeber unb Arbeiter aufgefteßt werben,
©in folcher ©efamtarbeitloertrag bebarf zu feiner ©ültig»
feit ber f^riftli^en gorm. Çaben fich bie beteiligten
über bie ©auer bei ©efamtarbeitloertrage! nicht ge=

einigt, fo fann er nadf Ablauf eine! gabre! jederzeit

auf 6 SOtonate gefünbigt werben."

Art. 323 hat folgenben SBortlaut:

„©ienftoertrüge, bie oon auf einen ©efamtarbeitl»
oertrag oerpflichteten Arbeitgebern unb Arbeitern abge»

fchloffen worben, finb, foweit fie ben barin aufgefteßten
Veftimmungen roiberfpred)en, nichtig. Tie nichtigen Ve»

ftimmungen werben burd) biefenigen bei ©efamtoertragel
erfeßt."

©I wirb alfo ber ©efamtarbeitloertrag all gültige
bertraglart gefeblid) anerfannt unb z^ar auch bann,
wenn auf ber einen Seite nicht eine Arbeiterorganifation,
fonbern nur eine lofe berfammlung oon Arbeitern fteßt.
gm gntereffe ber Sftechtlfi^erheit ift für ben Tarifoer»
trag bie fdbriftliche gorm oorgefchrieben, bie auch
feßon woßl beinahe aulnabmllol beobachtet wirb. ®e»

genfianb bei Tarifoeriragel bilbet bie Siegelung ber
©ienftoerhättniffe ber beteiligten Arbeitgeber unb Arbeiter.

©er Aulbrucf ©ienftoerbältnil ift fo weit gefaßt,
baß barunter nicht nur Abmachungen über Soßn unb
Arbeitzeit faßen, fonbern auch bie zahlreichen anbern
Vereinbarungen über bie örtlichen unb gefunbheitlidjen
Arbeitlbebingungen, über ben Arbeitlnacßmei! unb anbere
fogialredbtltdbe Verhältniffe, benen roir in neueren Tarif»
oerträgen immer begegnen. Von größter Vebeutung ift
Art. 323, ber bie ÎRed)fëroirfung bel Tarifoeriragel
regelt, unb zn>ar im Sinne ber automatifchen Stecht!»

roirfung unb ber Unabbingbarfeit bei Tarifoeriragel:
ißofiutate, bie zuerft oon ?ßrofeffor Sotmar aufgefteßt
unb miffenfchaftlich begrünbet roorben ftnb.

Sir, 4S ZMstî. ZchSeèz. H«MW.-ZeèàNs

Praktische Anwendung
der Gegenftrom - Apparate.

Mitgeteilt von Munzinger à Cie., Zürich,

Wir brachten vor kurzem eine Beschreibung der
Gegenstrom-Apparate, wie solche für Warmwasserbe-
reitung bei Badeanstalten Verwendung finden und han-
delte es sich dabei um Bereitung größerer Wassermengen.
Nun lassen sich diese Apparate aber auch für einzelne
Zapfstellen verwenden und tritt da gerade ihr wesentlicher

Vorzug hervor. Wo immer Dampf in niederer oder

höherer Spannung vorhanden ist, lassen sich diese Appa-
rate direkt anschließen und ist es nicht erforderlich, eigene

Wasservorräte zu schaffen. Dies ist besonders dann
wünschenswert, wenn die Bedarfsstellen für warmes Wasser
getrennt von einander liegen. Eine sehr charakteristische

Darstellung einer praktischen Verwendbarkeit der Gegen-
stromapparate dürfte in beistehender Abbildung darge-
stellt sein. Es ist dies eine Arbeiter-Waschzelle, welche

gleichzeitig Bade- und Brauseraum darstellt. Die Zelle
ist mit einer Fußmulde versehen, welche zu Reinigungs-
bädern dient. Ferner ist ein Klippwaschbecken unterge-
bracht, welches wir auch vor kurzem näher beschrieben

haben. Für das Brausebad ist ein Gegenstrom-Apparat
aufgestellt, welcher das Warmwasser für Brausebad und
Waschbecken liefert. Der hierfür verwendete Apparat
besitzt eine große Regulierfähigkeit, welche ein Verbrühen
des Badenden vollkommen ausschließt. Sie sind sowohl
bei gleichbleibendem wie auch bei wechselndem Dampf-
druck in der Lieferung von warmem Wasser konstant
und ist die Konstruktion so, daß ein Oeffnen des Dampf-
ventiles allein nicht möglich ist. Für Badezwecke wer-
den die Ventile übrigens meist so einreguliert, daß eine

höhere Temperatur des Badewassers als wie 49° tl aus-
geschlossen ist.

Diese Apparate haben aber auch noch wesentliche
Vorteile gegenüber gewöhnlichen Mischventilen, wenn
Dampf zur Wassererwärmung verwendet werden soll.
Es ist ausgeschlossen, daß Dampf in das Badewasser
eintritt, welcher in Form von Dampfbläschen auf den
Badenden strömt. Ferner haftet dem Dampf immer
ein eigentümlicher Geruch an, welcher sich dem Bade-
wasser mitteilt. Wenn Mineralwasser zu Badezwecken
verwendet werden, so gibt es nichts besseres zu ihrer
Erwärmung, als diese Apparate, da keinerlei Mischung
dieser Wässer mit dem Dampf eintritt. lt.

Das revidierte Obligationenrscht.
Der Tarifvertrag.

An diesem Vertrag sind namentlich die Arbeiter und
Arbeitgeber interessiert. So durch den Art. 322 der den

Tarifvertrag neu regelt:

„Durch Vertrag von Arbeitgebern oder Arbeitgeber-
Vereinigungen mit Arbeitern oder Arbeitervereinigungen
können bestimmte Vorschriften für die Dienstverhältnisse
der beteiligten Arbeitgeber und Arbeiter aufgestellt werden.
Ein solcher Gesamtarbeitsvertrag bedarf zu seiner Gültig-
keit der schriftlichen Form. Haben sich die Beteiligten
über die Dauer des Gesamtarbeitsvertrages nicht ge-
einigt, so kann er nach Ablauf eines Jahres jederzeit
auf 6 Monate gekündigt werden."

Art. 323 hat folgenden Wortlaut:
„Dienstverträge, die von auf einen Gesamtarbeits-

vertrag verpflichteten Arbeitgebern und Arbeitern abge-
schloffen worden, sind, soweit sie den darin ausgestellten
Bestimmungen widersprechen, nichtig. Die nichtigen Be-
stimmungen werden durch diejenigen des Gesamtvertrages
ersetzt."

Es wird also der Gesamtarbeitsvertrag als gültige
Vertragsart gesetzlich anerkannt, und zwar auch dann,
wenn auf der einen Seite nicht eine Arbeiterorganisation,
sondern nur eine lose Versammlung von Arbeitern steht.

Im Interesse der Rechtssicherheit ist für den Tarifver-
trag die schriftliche Form vorgeschrieben, die auch jetzt
schon wohl beinahe ausnahmslos beobachtet wird. Ge-
genstand des Tarifvertrages bildet die Regelung der
Dienstverhältnisse der beteiligten Arbeitgeber und Arbeiter.

Der Ausdruck Dienstverhältnis ist so weit gefaßt,
daß darunter nicht nur Abmachungen über Lohn und
Arbeitszeit fallen, sondern auch die zahlreichen andern
Vereinbarungen über die örtlichen und gesundheitlichen
Arbeitsbedingungen, über den Arbeitsnachweis und andere
sozialrechtliche Verhältnisse, denen wir in neueren Tarif-
vertrügen immer begegnen. Von größter Bedeutung ist
Art. 323, der die Rechtswirkung des Tarifvertrages
regelt, und zwar im Sinne der automatischen Rechts-
Wirkung und der Unabdingbarkeit des Tarifvertrages:
Postulate, die zuerst von Professor Lotmar aufgestellt
und wissenschaftlich begründet worden sind.
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Der Darif»2rtrag ift unabbingbar, baS îjet^t : Ab»
macßungen jroifcßen bem Unternehmer unb bem einzelnen
Arbeiter, bie pm fftacßteil beS leßteren bem Darifoertrag
wiberfprecßen, finb nichtig, ©rflärt fid) beifpielSweife
ein Arbeiter bereit, p einem niebrigeren als bem tarif=
mäßigen Sohn p arbeiten, fo ift biefe Abrebe für ihn
nicht oerbinbtich-

3n bem angeführten Beifpiel îann ber Arbeiter trot)
feineê »orßer auSgefprocßenen BerjicßteS ben tarifmäßigen
Soßn forbern.

Der erfte ©ntrourf beS DbligationenrecßteS wollte bie

ABirffamïeit beS DarifoertrageS nodh roeiter ausbeßnen,
über ben ÄreiS ber Vertragsparteien hinaus. @r ent»
hielt eine Beftimmung, wonach öffentlich befannt gemachte
Darifoerträge auch füt bie nicht barauf »erpßicßteten
Unternehmer unb Arbeiter bann »erbinblich fein foüten,
wenn fie in ihren Dienftoerträgen nidjt auSbrüdlicß etwas
anbereS »ereinbarten. Daburd) hätte ber Darifoertrag
eine öffentlich rechtliche Bebeutung für ben betreffenben
BerufSjweig gewonnen, alfo bie' Bebeutung »on bispoft»
ti»em ©efeßeSrecßt. Der Antrag ift jebod) abgelehnt
worben, worüber man fid) inbeS nicht p grämen braucht.
Der Darifoertrag übt nämlich "hnebieê gewiffe ffern»
wirïungen aus. @r geht je größer bie 3aßl ber an
ihm unmittelbar Beteiligten ift, in Drtsgebraucß unb
Betriebs» llfance über unb beeinflußt bann bie Arbeits»
bebingungen inbireft, auch bort, wo feine Verträge ab»

gefdhloffen würben.

Allgemeines Bauwesen.

©rftellung eine§ transportable« AuSftellungSge»
bciuDce. Der bisherige ißlahmar.gel für bie Abhaltung
nationaler SlunfiauSftellungen unb bie AuSficßtsIofigteit,
aud) Künftighin jene Unternehmungen unter günftigern
bebingungen abhalten p fönnen, haben bie eibgenöffifcße
Äunftfommiffion p bem befdhluffe geführt, bie ffrage p
prüfen, ob eS nicht angezeigt wäre, etn eigenes tranepor*
tables AusftellungSgebäube p erftellen. @S würbe beS»

halb eine befonbere Äommiifion pm näheren ©tubium
ber Angelegenheit unb pr Bericßterftattung an bie Slunft»
fommiffion befteHt. Die ©rßebungen würben feither oor»

genommen unb, geftüßt auf ben Bericht ber Delegation,
beantragt bie fommiffion bem bunbeSrate bie beförber»
lidhe Ausführung beS projettes. Die ffrage ber Abßal»
tung einer nationalen funftauSfteüung 1912 ift mit ber
Angelegenheit ber ©rftellung eines transportablen AuS»

fteüungSgebäubeS eng oerfnüpft. Die fommiffion hat
grunbfäßlicß bie Abhaltung einer funftauSftellung im
3aßre 1912 befdhloffen, mußte inbeffen alle weitern be»

jüglicßen Berßanblungen prüdlegen, bis »om BunbeS»
rate über bie ©rftellung beS transportablen AuSfteüungS»
gebäubeS entfdßieben ift.

$itr Den Ausbau Des ©djießplaßeS fReljalp iu
QÜrtth ficDt bie großftabtrötliche fommiffion, ber
bie borlage beS ©tabtrateS pr Beratung Übermiefen
würbe, folgenben einftimtnigen Antrag an ben ©roßen
©tabtrat: „Dem ©tabtrat wirb für ben Ausbau beS

©djießptaßeS Aeßalp, befteßenb in ber ©rftellung eines
SättgSbammeS gwifeßen 300 unb 400 m, eines ïfcuniti»
onS» unb ©erätemagajinS in Berbinbung mit einem
gebedten ©tanbe auf 300 m, fowie eines getbftanbeS
auf 200 m, ein frebit »on 37,000 $r. im außerorbent»
liehen SSerfeßre erteilt." 9D?it biefem Antrage geht bie
fommiffion infofern über bie Borlage beS ©tabtrateS
hinaus, als fie außer ber ©rricfjtung eines ©ebäubeS
für Unterbringung ber SDÎunition unb ©erätfeßaften
einen einfachen gebedten ©tanb für bie ©cßüßen üov»

fießt unb bcibeS fo iu Berbinbung bringt, baß bie fünft
für jenes notwenbig geworbene Sanberwerbung erfpart
bleibt. Die AReßrfoften im Betrage bon 12,000 gr.
finb nach ber Anficht ber fommiffion woßt angeweubet
bei bem ßeute anertannteu Außen eines gebedten
©tanbeS für bie gürberung ber ©djießauSbilbung.

Aeues Bhtîeumsgebciube tu Aßintertßur. Die 3urp
für bie Beurteilung ber projette eines AtufeumSgebäubeS
auf ber Siebemiefe war in Aßintertßur »erfammelt. ©ie
ßat »on fteben eingegangenen Brojelten brei in engere
Auswahl gefteüt. Die Berfaffer biefer brei projette foUen

p weitern ©iubien auf ©runblage beS ©jpertenbericßteS
oeranlaßt werben.

Die Bauoorlagen für Die ©tabt Sem finb »on
ber ©emeinbeoerfammlung wie folgt angenommen
worben: Aleuer Schlachthof auf bem Aßpler mit 8694 Qa

gegen 472 9lein; 3ufaßrtsftraße pm neuen ©cßlacßthof
mit 8562 gegen 576; neue Sinie ber ftäbtifeßen ©traßen»
baßn mit 8694 gegen 472; AlignementSplan greiefiraße»
Büßlplaß mit 8437 gegen 613 Stimmen. Die Stimm*
beteiligung betrug 58 %.

3ur Orientierung für utifere Sefer geben wir in Otad)*

fteßenbem einige Auffcßlüffe über biefe projette.
©ine große Ausgabe erßeifeßt bie ©rftellung eine!

neuen ©cßl acßtßof eS auf bem hintern SBpler, wo
bereits im $aßre 1907 baS nötige Baulanb erworben
würbe. Die ©tabt Bern befißt jurjeit baS ©(hlachtßauS
an ber SÄeßgergaffe unb bie ©cßlacßthofanlage an ber

©ngelßalbe. SBie jeneS ben heutigen fanitarifeßen An»

forberungen nid)t meßr entfprießt, fo weift biefe ganj
ungenügenbe Aaumoerßältniffe unb ben Süangel an ©r»

weiterungSfäßigteit auf. ©eßr füßlbar maeßt fid) ßier
baS geßlen eines BerbinbungSgeleifeS mit ber ©ifenbaßn,
eS feßlt ferner ein füßlßauS, unb ungenügenbe Stallungen
bereiten ber ©infußr »on ©cßlacßtoiet) meßt weniger
©eßmierigteiten, als baS Aicßtoorhanbenfein einer ©eleife»

»etbinbung. DaS BebürfniS naeß einer neuen, rationellen,
bie moberne f)r)giene befriebigenben ©cßla^tanlage batiert
nießt »on ßeute, Übelftänbe finb längft jutage getreten
unb bie ©rftellung eines neuen ©cßlacßtßaufeS ift gerabep
bringlicß geworben. DaS Bauprojelt, baS meßt oergißt,
auf bie fünftige ©ntmidlung ber ©tabt Aüdficßt ju
neßmen, fießt Soften im Betrage »on 3,099,592 gr. »or.
Daju îommen Ausgaben für Sanberwerbung, Baujinfe
ufw., fo baß mit einer ©efamtauSgabe »on 3,415,000 ffr.
gerechnet werben muß. $n einer weitern Borlage würbe
fobann noeß ein ßrebit »on 445,000 ffranfen für bie

©rftellung ber 3ufü^tSftraßen sum neuen
(Schlachthof »erlangt unb bewilligt.

Aun bie ©rweiterung beS ftäbtifeßen ©traßen»
baßnneßeS bureß bie ©infüßrung einer neuen Sinie.

©ie geht »om Bahnhof auS, benüßt bie gegenwärtige
Sänggaßlinie bis pm ©afé Bubenberg unb führt bureß

bie weftlicße fpirfeßengrabenfiraße in bie SJlonbijouftraße
bis pr ©eftigenfiraße, wo fie in bie befteßenbe ABabern»

linie einmünbet. ©leicßjeitig mit ber ©rftellung ber neuen,

bureß bie baulicße ©ntwidlung bebingten Sinie, foil nun
aueß einem ftarl empfunbenen Übelftanb in ber bisherigen
Sinienoerbinbung ber ©traßenbaßn abgeholfen werben.
ABer ßeute »om Baßnßof naeß bem Kir^enfelb ober nach

bem Breitenrain fahren will, ift gezwungen, beim -Seit*

glodenturm umpfteigen. DaS neue ißrojeft fießt bie Ber»

binbung ber aeßt »erfeßiebenen Sinien p je zweien »or,
in ber Aßeife, baß ber Baßnßof ben SÄittelpunft bilbet.

©nblich ift aueß noch ein® Verlegung ber ©tationSanlage

auf bem Bubenbergptaß geplant unb jwar foü babei an

bie ©teile beS jeßigen Keinen unb wenig äftßetifcßm

^äuseßenS eine größere, gefällige Baute treten, bie neben

bem Baßnoetfeßr nocß oerfchiebenen anbetn 5"

7»0 M»str. Mwetz. l.'ZeiwKA („Metsterblê) à -.K

Der Tarifvertrag ist unabdingbar, das heißt: Ab-
machungen zwischen dem Unternehmer und dem einzelnen
Arbeiter, die zum Nachteil des letzteren dem Tarifvertrag
widersprechen, sind nichtig. Erklärt sich beispielsweise
ein Arbeiter bereit, zu einem niedrigeren als dem tarif-
mäßigen Lohn zu arbeiten, so ist diese Abrede für ihn
nicht verbindlich.

In dem angeführten Beispiel kann der Arbeiter trotz
seines vorher ausgesprochenen Verzichtes den tarifmäßigen
Lohn fordern.

Der erste Entwurf des Obligationenrechtes wollte die

Wirksamkeit des Tarifvertrages noch weiter ausdehnen,
über den Kreis der Vertragsparteien hinaus. Er ent-
hielt eine Bestimmung, wonach öffentlich bekannt gemachte
Tarifverträge auch für die nicht darauf verpflichteten
Unternehmer und Arbeiter dann verbindlich sein sollten,
wenn sie in ihren Dienstverträgen nicht ausdrücklich etwas
anderes vereinbarten. Dadurch hätte der Tarifvertrag
eine öffentlich rechtliche Bedeutung für den betreffenden
Berufszweig gewonnen, also die Bedeutung von disposi-
tivem Gesetzesrecht. Der Antrag ist jedoch abgelehnt
worden, worüber man sich indes nicht zu grämen braucht.
Der Tarifvertrag übt nämlich ohnedies gewisse Fern-
Wirkungen aus. Er geht, je größer die Zahl der an
ihm unmittelbar Beteiligten ist, in Ortsgebrauch und
Betriebs-Usance über und beeinflußt dann die Arbeits-
bedingungen indirekt, auch dort, wo keine Verträge ab-
geschloffen wurden.

Mgemet««! VSMîîe«.
Erstellung eines transportablen Ausstellungsge-

bäudes. Der bisherige Platzmangel für die Abhaltung
nationaler Kunstausstellungen und die Aussichtslosigkeit,
auch künftighin jene Unternehmungen unter günstigern
Bedingungen abhalten zu können, haben die eidgenössische

Kunstkommission zu dem Beschlusse geführt, die Frage zu
prüfen, ob es nicht angezeigt wäre, em eigenes transpor-
tables Ausstellungsgebäude zu erstellen. Es wurde des-

halb eine besondere Kommission zum näheren Studium
der Angelegenheit und zur Berichterstattung an die Kunst-
kommission bestellt. Die Erhebungen wurden seither vor-
genommen und, gestützt auf den Bericht der Delegation,
beantragt die Kommission dem Bundesrate die beförder-
liche Ausführung des Projektes. Die Frage der Abhal-
tung einer nationalen Kunstausstellung 1912 ist mit der
Angelegenheit der Erstellung eines transportablen Aus-
stellungsgebäudes eng verknüpft. Die Kommission hat
grundsätzlich die Abhaltung einer Kunstausstellung im
Jahre 1912 beschlossen, mußte indessen alle weitern be-

züglichen Verhandlungen zurücklegen, bis vom Bundes-
rate über die Erstellung des transportablen Ausstellungs-
gebäudes entschieden ist.

Für den Ausbau des Schießplatzes Rehalp in
Zürich stellt die großstadträtliche Kommission, der
die Vorlage des Stadtrates zur Beratung überwiesen
wurde, folgenden einstimmigen Antrag an den Großen
Stadtrat: „Dem Stadtrat wird für den Ausbau des

Schießplatzes Rehalp, bestehend in der Erstellung eines
Längsdammes zwischen 390 und 499 m, eines Muniti-
ons- und Gerätemagazins in Verbindung mit einem
gedeckten Stande ans 300 m, sowie eines Feldstandes
auf 290 m, ein Kredit von 37,999 Fr. im anßerordent-
lichen Verkehre erteilt." Mit diesem Antrage geht die
Kommission insofern über die Vorlage des Stadtrates
hinaus, als sie außer der Errichtung eines Gebäudes
für Unterbringung der Munition und Gerätschaften
einen einfachen gedeckten Stand für die Schützen vox-

sieht und beides so in Verbindung bringt, daß die sonst

für jenes notwendig gewordene Landerwerbung erspart
bleibt. Die Mehrkosten im Betrage von 12,990 Fr.
sind nach der Ansicht der Kommission wohl angewendet
bei dem heute anerkannten Nutzen eines gedeckten
Standes für die Förderung der Schießausbildung.

Neues Museumsgebäude in Winterthur. Die Jury
für die Beurteilung der Projekte eines Museumsgebäudes
auf der Liebewiese war in Winterthur versammelt. Sie
hat von sieben eingegangenen Projekten drei in engere
Auswahl gestellt. Die Verfasser dieser drei Projekte sollen

zu weitern Studien auf Grundlage des Expertenberichtes
veranlaßt werden.

Die Bauvorlagen für die Stadt Bern sind von
der Gemeindeversammlung wie folgt angenommen
worden : Neuer Schlachthof auf dem Wyler mit 8694 Ja
gegen 472 Nein; Zufahrtsstraße zum neuen Schlachthof
mit 8562 gegen 576; neue Linie der städtischen Straßen-
bahn mit 8694 gegen 472; Alignementsplan Freiestraße-
Bühlplatz mit 8437 gegen 613 Stimmen. Die Stimm-
beteiligung betrug 58 °/o.

Zur Orientierung für unsere Leser geben wir in Nach-
stehendem einige Aufschlüsse über diese Projekte.

Eine große Ausgabe erheischt die Erstellung eines

neuen Schlachthofes auf dem hintern Wyler, wo
bereits im Jahre 1997 das nötige Bauland erworben
wurde. Die Stadt Bern besitzt zurzeit das Schlachthaus
an der Metzgergasse und die Schlachthofanlage an der

Engelhalde. Wie jenes den heutigen sanitarischen An-
forderungen nicht mehr entspricht, so weist diese ganz
ungenügende Raumverhältnisse und den Mangel an Er-
Weiterungsfähigkeit auf. Sehr fühlbar macht sich hier
das Fehlen eines Verbindungsgeleises mit der Eisenbahn,
es fehlt ferner ein Kühlhaus, und ungenügende Stallungen
bereiten der Einfuhr von Schlachtvieh nicht weniger
Schwierigkeiten, als das NichtVorhandensein einer Geleise-

Verbindung. Das Bedürfnis nach einer neuen, rationellen,
die moderne Hygiene befriedigenden Schlachtanlage datiert
nicht von heute, Übelstände sind längst zutage getreten
und die Erstellung eines neuen Schlachthauses ist geradezu
dringlich geworden. Das Bauprojekt, das nicht vergißt,
auf die künftige Entwicklung der Stadt Rücksicht zu

nehmen, sieht Kosten im Betrage von 3,099,592 Fr. vor.
Dazu kommen Ausgaben für Landerwerbung, Bauzinse
usw., so daß mit einer Gesamtausgabe von 3,415,000 Fr.
gerechnet werden muß. In einer weitern Vorlage wurde
sodann noch ein Kredit von 445,000 Franken für die

Erstellung der Zufahrtsstraßen zum neuen
Schlacht Hof verlangt und bewilligt.

Nun die Erweiterung des städtischen Straßen-
bahnnetzes durch die Einführung einer neuen Linie.
Sie geht vom Bahnhof aus, benützt die gegenwärtige
Länggaßlinie bis zum Cafo Bubenberg und führt durch
die westliche Hirschengrabenstraße in die Monbijoustraße
bis zur Seftigenstraße, wo sie in die bestehende Wabern-
linie einmündet. Gleichzeitig mit der Erstellung der neuen,

durch die bauliche Entwicklung bedingten Linie, soll nun
auch einem stark empfundenen Übelstand in der bisherigen
Linienverbindung der Straßenbahn abgeholfen werden.

Wer heute vom Bahnhof nach dem Kirchenfeld oder nach

dem Breitenrain fahren will, ist gezwungen, beim Zeit-
glockenturm umzusteigen. Das neue Projekt sieht die Ver-

bindung der acht verschiedenen Linien zu je zweien vor,
in der Weise, daß der Bahnhof den Mittelpunkt bildet.

Endlich ist auch noch eine Verlegung der Stationsanlage
auf dem Bubenbergplatz geplant und zwar soll dabei an

die Stelle des jetzigen kleinen und wenig ästhetischen

Häuschens eine größere, gefällige Baute treten, die neben

dem Bahnverkehr noch verschiedenen andern Zwecken zu
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